
Rehn/Valussi: 
Wettbewerb im kommunalen ÖPNV 

- 1 -

Eine Publikation von

Dipl. Geogr. Werner Rehn 

Dipl. Betr.wirt (FH) Rolf Valussi 

Wettbewerb im kommunalen ÖPNV 
Erste Erfahrungen in Frankfurt am Main 

Wettbewerb im kommunalen Nahver-

kehr - ja oder nein? Diese Frage wird in 

Fachkreisen seit einigen Jahren heftig 

diskutiert. Das grundsätzliche und ener-

gische Bekenntnis zum Wettbewerb 

gehört zwar inzwischen fast zum guten 

Ton, ist aber vielfach mit einem ein-

schränkendem aber verbunden. Mit viel-

fältigen Bedenken und Einwänden wird 

gegen den Wettbewerb argumentiert.  

Man sollte sich in Erinnerung rufen, 

dass Wettbewerb in der Marktwirtschaft 

der Normalfall des wirtschaftlichen Han-

delns ist. Schon in der Vergangenheit 

wurden Verkehrsleistungen, vor allem in 

der Fläche, oft ausgeschrieben. Die 

Ausschreibung von Subunternehmer-

leistungen ist seit Jahren üblich.  

Es ist jedoch nicht die Absicht der Auto-

ren, ein abschließendes Urteil zu fällen. 

Er werden vielmehr die konkreten Erfah-

rungen vor Ort dargestellt. Dabei mag 

aus bundesdeutscher Perspektive 

Frankfurt am Main ein Sonderfall sein. 

Aus europäischer Sicht stellt sich dies 

jedoch anders dar: In finnischen, 

schwedischen oder dänischen Groß-

städten ist der kontrollierte Wettbewerb 

im öffentlichen Personennahverkehr 

(ÖPNV) längst die Regel. So wurde, um 

nur ein Beispiel zu nennen, in Kopenha-

gen gerade die 17. Ausschreibungsrun-

de abgeschlossen. Das Ergebnis ist hier 

wie überall: Weniger Subventionsbedarf, 

steigende Qualität, mehr Geld für den 

Ausbau des ÖPNV und wachsende 

Nachfrage – eine win-win Situation, auf 

Dauer auch für die Beschäftigten. Die 

Ergebnisse des Frankfurter Weges be-

stätigen diese Erfahrungen.1

>> Die Aufgabenträgerorganisation 
traffiQ

Als Aufgabenträger im Sinne des Hessi-

schen ÖPNV-Gesetzes hat die Stadt 

Frankfurt am Main ihrer lokalen Nahver-

kehrsgesellschaft traffiQ zahlreiche Auf-

gaben im öffentlichen Nahverkehr über-

tragen. Dazu gehören 

                                                

1 Die Frankfurter Erfahrungen beziehen sich auf 
ÖPNV mit Bussen und nicht den schienengebun-
denen ÖPNV. 
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- Planung, 

- Ausarbeitung des Nahverkehrsplans 

(NVP), 

- Bestellung von Verkehrsleistungen, 

- Marketing und Kundenbetreuung, 

- Finanzierung, 

- Qualitätsmanagement. 

Es handelt sich dabei um Aufgaben, die 

im Wesentlichen aus der bestehenden 

städtischen Verkehrsgesellschaft ausge-

lagert wurden. Keine neue Bürokratie 

also, sondern eher das Gegenteil: eine 

kleinere, leistungsfähige, flexible Regie-

einheit. traffiQ handelt im Auftrag der 

Stadt Frankfurt am Main, deren politi-

sche Gremien viel unmittelbarer als in 

der Vergangenheit Einfluss auf das Ge-

schehen im öffentlichen Nahverkehr 

nehmen können.

>> Die Vorbereitung der Ausschrei-
bungen 

Die Vorbereitung des Wettbewerbs hatte 

drei Schwerpunkte:  

a) Zum Ersten wurde das Frankfurter 

Busnetz in fünf Linienbündel aufge-

teilt2. Grundprinzip der Aufteilung war 

es, aus verkehrlicher und verkehrs-

wirtschaftlicher Sicht etwa gleich ge-

wichtige Bündel zuzuschneiden. Die 

Aufteilung des Netzes erhöht vor al-

lem die Chancen mittelständischer 

Unternehmen und Bietergemein-

schaften im Wettbewerb. Jedes der 

Bündel repräsentiert eine Leistungs-

größe von rund drei Millionen Fahr-

plankilometern. 

                                                
2 Siehe Valussi/Wagner: „Linienbündelung im 
Nahverkehr“. In: Der Nahverkehr 6/2005, S. 18ff. 

b) Im zweiten Schritt wurden infrastruk-

turelle essential facilities bestimmt. 

Die Fragen, ob im Rahmen der Aus-

schreibungen Personal beigestellt, 

ein Fahrzeugpool geschaffen oder 

der Betriebshof festgelegt werden 

sollen, wurden letztlich verneint. Es-

sential facilities im städtischen Nah-

verkehr sind die Infrastruktur am 

Fahrweg, die Nachrichtentechnik und 

die Leistungen einer zentralen Leit-

stelle. Diese müssen diskriminie-

rungsfrei zur Verfügung gestellt wer-

den. 

c) Als Drittes wurden die Verdingungs-

unterlagen erstellt. Dabei wurde vor 

allem auf eine vollständige, klare und 

verständliche Leistungsbeschreibung 

geachtet.  

Der gesamte Vertrag wurde umfassend 

auf rechtliche Konsistenz, insbesondere 

im Hinblick auf die Bestimmungen des 

BGB und des PBefG geprüft. Es wurde 

darauf geachtet, dass alle rechtlichen 

Bezugnahmen und einzureichenden 

Belege dem Prozess der Liniengeneh-

migung entsprechen. Bei der Diktion des 

Vertrages wurde versucht, den Blickwin-

kel des Auftragnehmers einzunehmen. 

So ist auch erklärbar, dass traffiQ bisher 

in  Vergabeverfahren nur mit relativ we-

nigen Rückfragen konfrontiert war. 

>> Ausschreibungen in Frankfurt: 
Grundsätze und aktueller Stand  

Bei den Ausschreibungen von Busver-

kehrsleistungen zur Personenbeförde-

rung im Linienverkehr in der Stadt 
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Abb. 1: Im Frankfurter Norden fährt In-der-City-Bus GmbH im 
Auftrag der VGF (Foto: Linek) 

Frankfurt am Main waren folgende Ge-

sichtspunkte vorrangig: 

- Sicherstellung einer ausreichenden 

Verkehrsbedienung, 

- Begrenzung der finanziellen Belas-

tung des Aufgabenträgers, 

- Steigerung der Attraktivität durch 

hohe Qualität und damit  

- Steigerung der Fahrgastzahlen. 

Diese Ziele zeigen, dass Wettbewerb für 

traffiQ kein Selbstzweck ist. Er wird Ein-

sparpotentiale erschließen, andererseits 

aber leistungsfähigere Einheiten sowie 

eine bessere Akzeptanz des ÖPNV 

schaffen. So wird der ÖPNV im Wettbe-

werb mit anderen Verkehrsträgern ge-

stärkt.  

Die Leistungen werden im Offenen Ver-

fahren nach den Vorgaben der Verdin-

gungsordnung für Leistungen, Teil A 

(VOL/A), 2. Abschnitt, und der Verord-

nung über die Vergabe öffentlicher Auf-

träge (VGV) vergeben. Der Verkehrsver-

trag ist so konzipiert, dass der Gewinner 

der Ausschreibungen die volle Verant-

wortung für seine Leistungen trägt. Er ist

Träger aller gesetzlichen Verpflichtun-

gen und unmittelbarer Vertragspartner 

des Kunden, also kein bloßer Carrier. 

Zwei ÖPNV-Ausschreibungen in Frank-

furt am Main sind inzwischen abge-

schlossen. Dazu zählt die Pilotaus-

schreibung „Midibusleistungen Frank-

furt-Süd“, die ein kleineres, gesondertes 

Teilnetz mit rund 300.000 Fahrplankilo-

metern umfasste. Der Zuschlag wurde 

im Januar 2004 an die DB-Tochter Ver-

kehrsgesellschaft mbH Untermain erteilt.  

Das erste der fünf großen Linienbündel 

(Bündel D) wurde im März 2005 an die 

In-der-City-Bus GmbH (ICB), zum Ver-

gabezeitpunkt Gemeinschaftsunterneh-

men der Verkehrsgesellschaft Frankfurt 

am Main (VGF) und des Busunterneh-

mers Gerhard Sip-

pel, vergeben. Die 

Ausschreibung des 

zweiten großen Li-

nienbündels (Bündel 

A) wurde Anfang Juli 

2005 europaweit 

bekannt gemacht. 
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>> Konstruktive Leistungsbe-
schreibung 

Die Ausschreibungen basieren auf einer 

überwiegend konstruktiven Leistungs-

beschreibung mit Anreizsystem (Bonus-

Malus-System). Die konkreten Vorgaben 

der Leistungsbeschreibung sind not-

wendig, da die Einbindung der Verkehre 

in den hochgradig vernetzten gesamt-

städtischen Nahverkehr und dessen 

Einbindung in einen Verkehrsverbund 

den unternehmerischen Möglichkeiten 

der einzelnen Unternehmen Grenzen 

setzen. Außerdem durfte das Qualitäts-

niveau der ausgeschriebenen Verkehre 

auf keinen Fall das jetzige Niveau unter-

schreiten. Deshalb müssen z. B. vorge-

geben werden: das gesamte Betriebs-

programm, Fahrpläne, Bestimmungen 

zu zentralem Vertrieb, Fahrgeldsiche-

rung, Marketing, Kundenbetreuung, Be-

schwerdemanagement, Fahrausweis-

prüfung, Fundbüro et cetera. Nebenan-

gebote werden nicht zugelassen.  

Bei den Qualitätsmerkmalen legt traffiQ

besonderen Wert auf das Personal. 

Damit wird dem Kundenbedürfnis nach 

kompetenter Beratung und sicherer Be-

förderung Rechnung getragen. So wer-

den zum Beispiel gefordert:  

- vollständige Vorschriftenkenntnis, 

- umfangreiche Ortsnetz- und Stre-

ckenkenntnisse, 

- Kenntnisse des Tarif- und Fahrkar-

tensortiments, 

- Kundenfreundlichkeit, 

- besondere Hilfsbereitschaft gegen-

über in der Mobilität eingeschränkten 

Fahrgästen, 

- Besonnenheit, Verantwortlichkeit, 

gepflegtes Erscheinungsbild, 

- Beherrschung der deutschen Spra-

che. 

- Stressbewältigungs- und Konfliktlö-

sungskompetenz. 

traffiQ stellt durch eigene Prüfungen der 

Mitarbeiter des Verkehrsunternehmens 

im Vorhinein sicher, dass die vom An-

bieter zugesicherten Eigenschaften 

auch tatsächlich eingehalten werden.

Die Prüfungen führen Mitarbeiter von 

traffiQ durch, die eine entsprechende 

Trainerqualifikation des Rhein-Main-

Verkehrsverbundes (RMV) nachweisen 

können.  

Schon das geforderte Qualitätsniveau 

des Fahrpersonals bildet ein wirksames 

Hindernis gegen die immer wieder als 

Nachteil des Wettbewerbs dargestellten 

Dumpinglöhne. So hat traffiQ trotz in-

tensiver Recherche beim Bündel D kei-

nen Hinweis gefunden, dass das gültige 

Tarifniveau unterschritten wird. Beim 

Vergabeverfahren des darauf folgenden 

Bündels A ist eine Erklärung des Bieters 

erforderlich, nach welchen tariflichen 

Grundlagen sein Personal bzw. das 

Personal von Subunternehmen beschäf-

tigt ist. 

Auch ein weiterer Vorbehalt gegen den 

Wettbewerb, er führe zum Einsatz veral-

teter und minderwertiger Fahrzeuge, ist 

in Frankfurt obsolet. Qualitätsanforde-
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Abb. 2: In-der-City-Bus betreibt als Aus-
schreibungsgewinnerin seit Fahrplanwech-
sel das Nachtbusnetz  
(Foto: traffiQ/Schildheuer) 

rungen an die Fahrzeuge sind zum Bei-

spiel: 

- der obligatorische Einsatz von Nie-

derflurfahrzeugen, 

- das Mindestplatzangebot, 

- der Rahmen für das Fahrzeugalter, 

- die einzuhaltenden Umweltstandards, 

- sowie andere qualitätsbildende Merk-

male, die den Aufenthaltskomfort, die 

einheitlichen Kundeninformationen 

und das Design des Fahrzeugs be-

schreiben. 

Die Ausschreibungsvorgaben legen de-

tailliert fest, in welcher Weise den be-

sonderen Bedürfnisse von mobilitätsein-

geschränkten Fahrgästen Rechnung zu 

tragen ist. 

Alle Fahrzeuge sind mit einer Klimaan-

lage auszustatten. Beim Bündel D wur-

de der Abgasstandard so festgelegt, 

dass er der Euro-Norm 3 + CRT-Filter 

entspricht. Beim Bündel A fordert traffiQ

optional ausdrücklich dazu auf, den Ab-

gasstandard EEV anzubieten. Die Bieter 

mit EEV-Standard erhalten einen Bonus 

bei der Bewertung3. Ferner ist es traffiQ 

gelungen, vom Bundesumweltministeri-

um und der Kreditanstalt für Wiederauf-

bau einen fahrzeugabhängigen Investiti-

onszuschuss für den Ausschreibungs-

gewinner in Höhe von 1,4 Millionen Euro 

anzuwerben, wenn er EEV-Fahrzeuge 

einsetzt. Mit dieser marktwirtschaftlich 

orientierten öffentlichen Förderung wird 

                                                
3 Da dieses Vergabeverfahren noch anhängig ist, 
bleibt eine genauere Darstellung späteren Veröf-
fentlichungen vorbehalten. 

der ÖPNV in die Lage versetzt, sich an 

die Spitze der Umweltstandards zu set-

zen. 

Um die Erfüllung der vertraglich verein-

barten Leistungen durch den Auftrag-

nehmer sicherzustellen, hat traffiQ ein 

Qualitätsmanagement entwickelt. Ver-

tragsbestandteil wird ein Bonus-Malus-

System, das eine systematische Über-

prüfung der Qualität durch Messung 

bestimmter Qualitätsmerkmale beinhal-

tet. Durch Anreize (Bonuszahlungen) 

soll eine Steigerung der Qualität erreicht 

werden. Sanktionen haben das Ziel, den 

Auftragnehmer zu einer schnellen Ab-

stellung von Mängeln zu bewegen. Das 

Bonus-Malus-System soll zu einer Qua-

litätssicherung und somit zu einer höhe-

ren Kundenzufriedenheit beitragen4.

                                                
4 siehe Klein/Negura: „Qualitätssicherung beim 
Übergang in den Wettbewerb“. In: Der Nahver-
kehr 10/2005, S. 54ff. 
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Abb. 3: Schon ein gewohntes Bild in Frankfurt: Busse verschiede-
ner Verkehrsunternehmen. Qualitätsstandards und Erscheinungs-
bild werden vereinheitlicht (Foto: traffiQ/Linek) 

Anforderungen an die Bieter 

Die Bieter legen die branchenüblichen 

Belege vor, die ihre Leistungsfähigkeit, 

Zuverlässigkeit und Fachkunde belegen. 

Es werden weiterhin Erklärungen ver-

langt,  

- dass keine Anhaltspunkte für die Un-

zuverlässigkeit des Unternehmens 

oder der zur Führung der Geschäfte 

bestellten Person/en vorliegen und  

- dass sie nicht nach dem gemeinsa-

men Runderlass über Vergabesper-

ren zur Korruptionsbekämpfung in 

der hessischen Landesverwaltung 

vom 3. April 1995 von der Teilnahme 

am Wettbewerb ausgeschlossen 

sind.  

Von Bietern mit mittelbaren oder unmit-

telbaren kommunalem Anteilseigner

wird die Erklärung gefordert, dass die 

Abgabe eines Angebotes mit den Vor-

schriften des Kommunalverfassungs-

rechts im Einklang steht. Im Übrigen 

verpflichten sich die Bieter zur Erbrin-

gung einer Sicherheitsleistung, die dann 

eingelöst werden kann, wenn der Auf-

tragnehmer die geforderte Leistung nicht 

mehr erbringt. 

>> Teilung von Produktionsrisiko 
und Erlösrisiko  

Insgesamt ist die Philosophie der Aus-

schreibung von einer Risikoteilung ge-

prägt. Das Verkehrsunternehmen trägt 

die mit der Produktion der Verkehrsleis-

tungen verbunden Kosten und Risiken. 

traffiQ, also der Aufgabenträger, trägt 

das Erlösrisiko und vereinnahmt auch 

die Ausgleichs- und Erstattungszahlun-

gen. Angesichts der Einbindung in das 

Tarifgefüge des RMV gibt es zu diesem 

Vorgehen keine Alternative, da der Bus-

unternehmer keine Möglichkeit hat, über 

die Tarifgestaltung auf seine Einnah-

mensituation Einfluss 

zu nehmen. Der 

Auftragnehmer hat 

Anspruch auf einen 

jährlichen Abgel-

tungsbetrag. Da 

dieser erst rückwir-

kend berechnet 

werden kann, über-

weist traffiQ eine 

monatliche Ab-

schlagszahlung, um 

die Liquidität des 

Auftragnehmers zu 

sichern. Die Darstel-

lung des Themas 

Finanzierung im Text 
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des Verkehrsvertrages nimmt diese Ab-

schlagszahlung zum Ausgangspunkt. 

Die faire Risikoteilung wird auch an an-

deren Stellen des Vertrages deutlich. So 

wird von den Unternehmen Flexibilität 

bei den Leistungsanpassungen erwartet, 

und zwar innerhalb der Bandbreiten des 

Vertrages. Im Gegenzug trägt traffiQ

eventuell auftretende sprungfixe Kosten. 

>> Wettbewerb und Zuschlags-
kriterium  

Trotz der Vorgaben verbleibt den Bie-

tern Spielraum bei der Gestaltung der 

Angebote. Es wird ein grober Kalkulati-

onsrahmen vorgegeben. Bei vielen 

Punkten, etwa bei der Auswahl der Be-

triebshöfe, den Finanzierungs- und Be-

schaffungsmodalitäten sowie der Orga-

nisation des Zugriffs auf Ressourcen – 

etwa die verbundener Unternehmen - 

sind die Bieter völlig frei und tatsächlich 

ergeben sich bei den Angeboten in die-

sen Punkten auch erhebliche Unter-

schiede. 

Zuschlagskriterium ist der so genannte 

Angebotsgesamtpreis. Um ihn festzu-

stellen, ermittelt traffiQ zunächst auf der 

Grundlage des Angebotspreises des 

Bieters für das erste Kalenderjahr den 

Angebotsgesamtpreis über die gesamte 

Laufzeit (Bündel D = sechs Jahre). Für 

die folgenden Jahre der Vertragslaufzeit 

wird eine Preisgleitregelung angewen-

det. Die Fortschreibung erfolgt mittels 

der durchschnittlichen Steigerung der 

zugrunde gelegten Preis-Indizes für 

Treibstoff und Personal. Außerdem wird 

für die Angebotsbewertung der Ange-

botsgesamtpreis um die im Angebot des 

Auftragnehmers eventuell enthaltenen  

Fördermittel erhöht. Das Angebot, das 

unter Berücksichtigung der Fördermittel 

den geringsten Gesamtpreis aufweist, 

stellt das Angebot mit dem niedrigsten 

Angebotspreis (im Sinne von § 25 Nr. 3 

S. 2 VOL/A) dar. 

Obwohl damit der Preis letztlich den 

Ausschlag gibt, geht der Wettbewerb in 

Frankfurt nicht auf Kosten der Qualität, 

denn die qualitativen Anforderungen 

werden im Voraus festgelegt und sind 

somit „vor die Klammer gezogen“. In 

allen Angeboten ist die geforderte  Min-

destqualität enthalten und einkalkuliert. 

Diese entspricht dem Staus quo der 

Verkehrsbedienung vor Ausschreibung 

und überschreitet sie in einzelnen Punk-

ten sogar. 

>> Umgang mit öffentlichen Mitteln 

Falls öffentliche Mittel in einem Angebot 

enthalten sind, sind diese gesondert 

anzugeben und werden gegebenenfalls 

auf dem Angebotsgesamtpreis aufge-

schlagen. Unter unmittelbaren freiwilli-

gen Zahlungen sind nicht nur positive 

Leistungen wie Subventionen zu verste-

hen, sondern auch Maßnahmen, die in 

verschiedener Form die Belastungen 

mindern, die ein am Markt tätiges Un-

ternehmen normalerweise zu tragen hat, 

die zwar keine Subventionen im stren-

gen Sinne des Wortes darstellen, diesen 

aber nach Art und Wirkung gleichzuset-

zen sind.  

Dazu gehören:  
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- Betriebskostenzuschüsse der öffent-

lichen Hand, 

- Ausgleichszahlungen für Betriebs-, 

Beförderungs- und Tarifpflichten, 

- Verlustübernahmen durch öffentliche 

Eigentümer oder eine im öffentlichen 

Eigentum stehende Gesellschaft 

(Konzernmutter), 

- Steuerersparnisse im so genannten 

steuerlichen Querverbund, die dem 

Auftragnehmer zufließen, 

- Erträge verbundener Unternehmen 

der öffentlichen Hand, 

- Erträge aus der Bereitstellung von 

Ressourcen unterhalb der tatsächli-

chen Kosten durch verbundene Un-

ternehmen der öffentlichen Hand, 

- Zuschüsse für eingesetzte Betriebs-

mittel, zum Beispiel die Förderung 

nach GVFG. 

Mit dieser sehr umfassenden Auslegung 

des Begriffs öffentliche Mittel setzt traf-

fiQ die Absicht der hessischen Landes-

regierung um, private Anbieter im Wett-

bewerb mit den kommunalen gleichzu-

stellen. Öffentliche Mittel sind immer 

wieder Anlass zu Protesten privater und 

mittelständischer Anbieter. Im Rahmen 

des Vergabeverfahrens Bündel D, das 

von der ICB als 51-prozentiger Tochter 

der stadteigenen VGF gewonnen wurde, 

kam es daher zu einem Nachprüfungs-

verfahren vor der Vergabekammer. 

Letztlich konnte traffiQ in diesem Ver-

fahren glaubhaft darlegen, dass die Kal-

kulation des Ausschreibungsgewinners 

nicht nur auf Auskömmlichkeit, sondern 

gerade am Punkt Öffentliche Mittel be-

sonders intensiv hinterfragt und geprüft 

worden war. Von den beiden „Spitzen-

reitern“ hatte traffiQ eine genaue zusätz-

liche Aufklärung über ihre Kalkulation 

angefordert. Die Detailprüfung ergab, 

dass für Beschaffungen und Dienstleis-

tungen Marktpreise kalkuliert wurden 

und auch eine öffentliche Förderung von 

Ressourcen, etwa nach GVFG, verneint 

werden konnte. 

Es sei allerdings angemerkt, dass diese 

Prüfung nicht die Intensität einer Be-

triebsprüfung hat. Letztlich berechtigen 

die Erfahrungen damit die Autoren nicht, 

eine Positionierung im brancheninternen 

Meinungsstreit vorzunehmen, zumal ein 

Teil der dort vorgebrachten Argumente 

nicht die Vergabeverfahren selbst, son-

dern grundsätzliche Fragen des kom-

munalen Wirtschaftsrechts bzw. der 

grundsätzlichen Rolle kommunaler Un-

ternehmen berühren. Festhalten können 

die Autoren allerdings für das Bündel D: 

Das Unternehmen, dem traffiQ den Zu-

schlag erteilt hat, hatte das beste Ange-

bot vorgelegt  Dies war durch die ge-

schickte Nutzung von Größen- und Ver-

bundvorteilen zu erreichen – ein Weg, 

der grundsätzlich allen Bietern offen 

steht. 

>> Fragen und Auseinander-
setzungen 

Bei den beiden bisher durchgeführten 

Verfahren waren Anfragen und in Ein-

zelfällen auch Rügen zu bearbeiten. Im 

ersten Verfahren dominierten die allge-

meinen Verständnis- und Verfahrensfra-

gen. Im zweiten Verfahren (Bündel D) 

zielten die Fragen eher auf vermutete 

Lücken und Fehler in den Verdingungs-
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unterlagen. Die Bieter schauen genau 

hin und fragen oft spezifische Informati-

onen ab, die für die eigene Kalkulation 

von Bedeutung sind. Im Mittelpunkt 

standen die Umlaufplanung, die Ausstat-

tung mit nachrichtentechnischen Kom-

ponenten sowie die Arbeitsweise des 

zentralen Störfallmanagements.  

Gegenstand von Auseinandersetzungen 

waren neben dem Thema Öffentliche 

Mittel angeblich unwägbare Risiken, 

Verstöße gegen das Gleichbehand-

lungsgebot und vermutete  Diskriminie-

rungen. Interessant ist, dass Kritik auch 

an den Teilen der Ausschreibung an-

setzt, in denen sich traffiQ für eine eher 

funktionale Formulierung, die bewusst 

mehr Spielräume lässt, entschieden hat.  

So hatte traffiQ im Bündel D bei den 

Fahrzeugen ursprünglich ein durch-

schnittliches Flottenalter vorgegeben 

und für Neufahrzeuge eine Klimaanlage 

gefordert. Mit diesen allgemeinen Vor-

gaben sollten die Bieter anspornt wer-

den, durch Nutzung von Spielräumen 

ein optimales Verhältnis von Preis und 

Qualität zu erreichen.  Dies wurde je-

doch in dieser Form angegriffen, da die 

daraus resultierenden Angebote und 

damit auch die Preise nicht vergleichbar 

seien. Es wurde gefordert, für konkrete 

Zeitpunkte jeweils exakt zu benennen, 

wie viel Prozent der Fahrzeuge mit Kli-

maanlage auszustatten seien. 

Im ersten Verfahren wurde bemängelt, 

dass bei gleichwertigen Angeboten das 

Umweltmanagement EMAS II für den 

Zuschlag entscheidend sein sollte.  

Der Bewerber fühlte sich dadurch im 

Wettbewerb benachteiligt. Da aus fach-

licher Sicht dieses Kriterium in einem 

ÖPNV-Vergabeverfahren als vergabe-

fremd eingestuft wurde, wurde dem An-

liegen des Bewerbers entsprochen. 

Ein weiterer kritischer Punkt war die 

Frage der Zentralen Leitstelle und des  

zentralen Störfallmanagements. Nach 

Auffassung einiger Bewerber war deren 

Arbeitsweise zu unklar beschrieben. Für 

die Bewerber waren damit die Kosten 

nicht kalkulierbar. Durch eine genaue 

Beschreibung der von traffiQ zu stellen-

den nachrichtentechnischen Komponen-

ten und die Zusage einer Kostenüber-

nahme im Falle übergreifender Störun-

gen wurde Abhilfe geschaffen. Ein Infra-

struktur-Nutzungsvertrag zwischen traf-

fiQ und der VGF, der die diskrimie-

rungsfreie Arbeit der zentralen Leitstelle 

sowie alle Fragen des Betriebs-

Datenmanagements regelt, ist in Vorbe-

reitung. 

Insgesamt zeigen die Rügen, dass die 

Bewerber auf tatsächliche oder ver-

meintliche Diskriminierungen sehr emp-

findlich reagieren. Dabei taucht immer 

wieder das Argumentationsschema auf, 

allgemeine Vorteile im Wettbewerb wür-

den automatisch zu Diskriminierungen 

führen. Dies ist jedoch ein Fehlschluss. 

Aus den Vorteilen eines Unternehmens 

im Wettbewerb lässt sich die Diskrimi-

nierung eines anderen nicht ableiten 

und oft stehen spezifischen Vorteilen, 

die ein Unternehmen im Wettbewerb 

hat, auch spezifische Risiken gegen-

über.  
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Abb. 4: Am Frankfurter Südbahnhof begegnen sich eine niederflu-
rige VGF-Straßenbahn und ein lokaler VU-Bus  
(Foto: traffiQ/Linek) 

>> Ergebnisse  

Bereits die erste Ausschreibung brachte 

einen überzeugenden Erfolg. Der erziel-

te Preis lag deutlich unter dem für aufer-

legte Verkehre gezahlten Marktver-

gleichspreis. Beim Bündel D lag der 

Angebotsgesamtpreis, der auch im EU-

Amtsblatt veröffentlicht wurde, mit rund 

42 Millionen Euro über eine Laufzeit von 

sechs Jahren deutlich unter den Erwar-

tungen. Wahrscheinlich werden zu den 

Verkehren des Bündels D in Zukunft 

keine oder nur sehr geringe direkten 

Zuschüsse aus dem Haushalt der Stadt 

Frankfurt am Main erforderlich sein. Das 

jährliche Einsparpotential für den Haus-

halt der Stadt ist damit erheblich. Nimmt 

man die vor fünf Jahren, vor Einführung 

der Auferlegung angefallener Kosten 

beim Verkehrsunternehmen gezahlten 

Summen als Bezugsbasis, so wird der 

die Differenz zum Wettbewerbsszenario 

noch viel größer.  

Zu berücksichtigen ist allerdings, dass 

die Kosten für die Bereitstellung und 

Nutzung der Infrastruktur im Ausschrei-

bungsergebnis nicht eingepreist sind. 

Die Ergebnisse insgesamt werden da-

durch aber nicht „abgewertet“, da die 

Infrastruktur für den Bus, was den 

Fahrweg anbelangt, in der Regel durch 

den Straßenbaulastträger übernommen 

wird. Wartehallen und damit verbundene 

Haltestelleninfrastruktur werden bei der 

Einrichtung größtenteils durch öffentli-

che Mittel gefördert oder durch Werbe-

firmen finanziert, wobei letztere häufig 

auch die spätere Wartung sicherstellen. 

Insgesamt liegen die der Infrastruktur 

zuzurechnenden Kosten bei etwa zehn 

Prozent der Gesamtkosten. 

>> Zukunftserwartung: 
Preise bleiben niedrig

Oft wird behauptet, die durch Wettbe-

werb erzielbaren Preise würden über 

kurz oder lang wieder ansteigen. Dies ist 

jedoch nicht zu 

erwarten. Nach ei-

nem Tiefpunkt wird 

es, wie in allen 

Märkten, zwar zu-

nächst zu einem 

Gegentrend kom-

men. Das ursprüng-

liche Preisniveau 

wird jedoch - wie 

sich in Schweden, 

Finnland und Frank-

reich beobachten 

lässt - dauerhaft 

unterschritten. Diese 

Entwicklung ist unter 
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anderem durch niedrige Marktzugangs-

schranken erklärbar. Schon bei leicht 

steigenden Gewinnerwartungen treten 

schnell neue Wettbewerber auf, die die 

Intensität des Wettbewerbs und somit 

den Druck auf die Preise wieder erhö-

hen. Somit kommt es immer wieder zu 

einem Einpendeln auf einem Niveau 

deutlich unter den Ausgangswerten vor 

der Ausschreibung. Auch das Verhalten 

der Unternehmen ändert sich: So kön-

nen Abstellflächen in den Bedienungs-

gebieten gefunden werden, um die Leer-

leistungen niedrig zu halten Aufwändige 

Betriebshöfe werden überflüssig. Neue 

Finanzierungsmodelle, etwa mit „Full-

Service“-Angeboten der Bushersteller, 

werden in Anspruch genommen.  

>> Hohe Anforderungen an Vertrau-

lichkeit und Vorbereitung

Bei den Verfahren ist immer wieder die 

hohe Anforderung von Bewerbern und 

Bietern an die Vertraulichkeit spürbar. 

Auch bei der Bekanntgabe von Zahlen, 

die Rückschlüsse auf die Kalkulation 

oder betriebliche Vorgänge zulassen 

könnten, fordern Bieter und Vertrags-

partner - verständlicherweise - ein ho-

hes Maß an Sicherheit. Andererseits 

wollen aber alle wissen, wo sie im Wett-

bewerb stehen. Beim Bündel D hat traf-

fiQ deshalb bei der Bekanntgabe der 

Vergabeabsicht nach § 13 VgV den Bie-

tern ihre Platzierung mitgeteilt.  

Die gute Vorbereitung eines Vergabe-

verfahrens, die Herstellung einer echten 

Vergabereife, ist unabdingbar. Sie ist 

nicht nur erforderlich, um den Anforde-

rungen der VOL/A Genüge zu tun. Sie 

mindert auch die Risiken im Verfahren 

selbst. Schwachpunkte sind immer An-

knüpfungspunkte für Nachfragen oder 

Rügen, die aufwändig abgearbeitet wer-

den müssen.  

>> Gute Erfahrung mit konstruktiver 

Leistungsbeschreibung

Entgegen dem allgemeinen Trend der 

Fachdiskussion hat traffiQ mit einer 

konsequent konstruktiven Leistungsbe-

schreibung sehr gute Erfahrungen ge-

macht. Auch die Bieter sehen das offen-

bar so. Sie wissen, dass die Spielräume 

der Aufgabenträger bei der Bewertung 

dadurch eingeengt werden. Dieser ist 

bei der Vergabeentscheidung streng an 

seine eigenen Kriterien gebunden ist. 

Bei den Bietern wird dadurch der Ein-

druck bestätigt, dass wirklich alle die 

gleichen Chancen haben. Eine konstruk-

tive Leistungsbeschreibung ist auch für 

den Aufgabenträger eine gute Möglich-

keit, seine eigene Kompetenz darzustel-

len. Dies stärkt das Vertrauen der Be-

werber in ein professionelles Verfahren. 

Eine konstruktive Ausschreibung ist aus 

Sicht einer Aufgabenträgerorganisation 

robust gegen Rügen und Nachprüfungs-

verfahren, da zur Begründung der Zu-

schlagserteilung keine umfangreichen 

Begründungszusammenhänge darge-

stellt werden müssen. Das Bewertungs-

verfahren gewinnt damit an Transpa-

renz.  
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>> Zusammenfassung 

Das Urteil des Europäischen Gerichts-

hofs vom Juli 2003 stärkt die Stellung 

des Aufgabenträgers und fordert ihn auf, 

seine Rolle wahrzunehmen.  

Ganz besonders bei Ausschreibungen 

muss der Aufgabenträger zahlreiche 

Aufgaben und Kompetenzen überneh-

men, die bisher beim Verkehrsunter-

nehmen angesiedelt waren. Das betrifft 

zum Beispiel die Fahrplanung, die Defi-

nition von Qualitätsstandards oder das 

Management der ÖPNV-Finanzierung. 

Das Ausfüllen dieser neuen Rolle erfor-

dert Lernbereitschaft und fachliche Qua-

lifikationen. Umgekehrt müssen die Un-

ternehmen lernen, sich auf ihre Kern-

kompetenz, nämlich das Organisation 

und Abwicklung betrieblicher Leistungen 

zu konzentrieren und diese Kompetenz 

weiter auszubauen. 

Die neue Rolle der Aufgabenträgerorga-

nisation entspricht einem zeitgemäßen 

Staats- und Verwaltungsverständnis, 

das in der Neufassung vieler Gemein-

deordnungen und den Diskussionen um 

die Verwaltungsstrukturreform zum 

Ausdruck kommt: Leistungen werden 

nicht mehr vom Staat, bzw. den Kom-

munen selbst erbracht, die Gebietskör-

perschaften beschränken sich vielmehr 

auf eine steuernde Funktion durch klei-

ne, kompetente und bewegliche Verwal-

tungseinheiten. Sie gewährleisten die 

Erfüllung öffentlicher Aufgaben, kaufen 

Leistungen ein, setzen Standards und 

überwachen deren Einhaltung. Die Aus-

führung und gegebenenfalls Teile der 

Ausgestaltung können in vielen Fällen 

Dritten überlassen werden. Der Forde-

rung nach einer Daseinsvorsorge, die 

von der öffentlichen Hand zu verantwor-

ten ist, widerspricht dies nicht. Im Ge-

genteil: Die Leistungen der Daseinsvor-

sorge werden verbessert und effizient 

sowie wirtschaftlich bereitgestellt. 

Für ein solches Verständnis steht der 

„Frankfurter Weg“ ebenso wie die Wege 

von Göteborg, Helsinki, Stockholm, Ko-

penhagen, mit seiner eindeutigen Er-

folgsbilanz: 

- Wettbewerb führt zu einer höheren 

Transparenz über ÖPNV-

Aufwendungen. 

- Wettbewerb im ÖPNV kann als In-

strument genutzt werden, den Ein-

satz neuer Technologien voranzutrei-

ben, z. B. um die Belastung der Um-

welt zu verringern. 

- Er sorgt für eine bessere Steuerungs-

fähigkeit des ÖPNV-Geschehens. 

- Der Einfluss des Aufgabenträgers 

wird gestärkt. 

- Angebotsverbesserungen mit Au-

genmaß sind haushaltsneutral sind 

möglich. 

- Bessere oder gleich bleibende Quali-

tät der Leistungserbringung sind ver-

traglich festgelegt. 

- Wettbewerb im ÖPNV sichert somit 

auch den zunehmenden Wunsch 

nach Mobilität. 

Die Zusammenarbeit mit den Auftrag-

nehmern ist zielgerichtet und effektiv. 

Einen übermäßigen „bürokratischen“ 

Aufwand durch den Wettbewerb können 

wir nicht feststellen. Hier unterscheidet 
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sich das Ausschreibungsverfahren signi-

fikant von dem bürokratischen Aufwand, 

den eine so genannte Marktorientierte 

Direktvergabe erforderlich macht.  
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